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1. ANLASS DER PLANAUFSTELLUNG 

Der Aufstellungsbeschluß zu dem Bebal1ungsplan im Jahr 1981 war. einer-

seits durch die Aufgabe· der Klinikgärtnerei gegeben~ andererseits durch. 

das allgemeine si:adt~lane:cisch~ Ziel der Schließung-von. Baulückenim. be-

bauten Bereich. 

Hinzu· kommt die allgemeine Wohnraumknappheit., vor' alle:rir im Bereich dgs 

sozialen Wohnungs-baues. Mit vorlie.gendem Bebauungsplan soll somit e~m 

aktuellen öffentlichen Interesse· entsprochen werden. 

2. VORBER.EITENDE. BAULElTPLANUNH 

Im FlächeMutzungsplan des Nachbars.ehaftsverbandes Reutlingen.-Tübin-

gen ist der gesamte Bereich als nWohnbauflächeu dargestellt. Der Bebau-

ungsplan mit der Festsetzung n allgemcines Wohngebiet:' ist somit aus der 

vorbereitenden Bauleitplanung' entwickelt (§ 8 (2) Bau.GB). 

BESTEHENDE RECHTsmHÄLTNISSE·. 

Der größte Teil des räumlichen Geltungsbereiches .des Bebauungsplanes .-:-

nämlich die Klinikgärtnerei . und die südlich ans'chließenden Grundstücke -

liegt derzeit im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB. Es gibt für 

diesen Bereich straßenseitig nur die Festsetzung einer Baugre~.ze aus 

dem Jahre 1957. 

Im Osten.,. entlang der Hausserstraße, liegen. Festsetzungen von Baugren-

zen aus dem Jahre 1958 vor. 

Einige kleine Flächen im Norden (Flurstücke 12.65./1, 1265/2~ Wolf gang-

Stock-Straße) ~gen :im Geltungspereich des qualifi.zierten Bebauungspla-

nes nUntere. Viehweide , Teif Ir"" 

Bis auf die eben genannten. kleinen Flächen wird damit. der Bereich. erst-

malig in einen qualifi.zier.ten Bebauungsplan embezogen .. 

'4. PLANBEREICH 

Der Bebauungs:plan. ordnet einen - insgesamt gesehen' - bereits bebauten. 

Bereich.' Es werden. deshalb in den Planbereich n-u.r diejenigen. Grund-

stücke einbezogen, für· die eine bauliche Nutzungsänd.erung gegenüber 

i· 
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den heutigen rechtlichen Möglicbkeiten vorgesehen ist. Schwerpunktmäßig 

umfaßt der Bereich somit das lan~eseigene.· Grundstück. der ehemaligen. 

Klinikgärtnerei. (Flurstück 12.72.) sowie die angrenzenden,. privaten. 

Grundstücke~ fur die eine. Änderung der baulichen Situation vorges$,en 

ist sowie z.ur Abrundung des Be-raiches· angr.enz~ Grundstücke. 

Im wesentlichen handelt 'es sich dabei um die Flächen, die südlich an das. 

1tGärtnereigrundstückn angrenzen-" da eme. Erschließung ~es.er Flächen 
. . 

über das FIst. 1272 erfolgt und somit Abhängigkeiten. gegeb~n sind. 
. . 

Der Planbereich umfaat insgesamt: ca.. 2,. 2. ha, davon sind. 

reines Wohngebiet 

öffentliche Vet:kehrsfläc.Q.e 

ca. 2,0 ha 

ca. 0,2 lla .. 

5. srrÄD-TEBAULICHE ZIELVORSTELLUNG. 

Bei dein vorliegenden Planhere-ich handelt es sich. um einen Osthan.g mit. 

einer Neigung von. ca. 10 %."in schöner Aussichtslage .. Die vorhandene 

Hangzone, im größeren Zusammenhang gesehen, ist durch eine lockere 

Einzelhausbebauung gekennzeichnet (östlich der ß,ottlieb-Olpp-Straße), 

bzw. durch eine etwas kompaktere Geschoßbebauung durchmischt mit .. 

Einze1häus.ern (westlich. der G.ottJieb-Olpp-Straß.e). Die vorliegende städ-

tebauliche Aufgabe besteht' da:cin." eine ~ßere Banlücke innerhalb einer, 

r<?lativ lockeren Bebauung nach z.eitgemäßen Zielvorstellungen zu bebau-

en. Dabei ist davon auszugehen.,. daß deraI'.'tig große Gartenflächen - wie 

im Bereich teilweise vorhanden - heute· nicht mehr vertretbar sind und 

nicht als maßstabsbildend herangezogen. wer.den können. .. Hierg.egen. sp:re- . 

chen auch Grün~e einer effektiven. Erschließung, der akute Bedarf an 

Wohnbauland und speziell. der Baulandhedarf f~ den sozialen. Wohnungs_· 

bau .. Diese gewichtigen öffentlic~n B elange 18.s~en. sich z.wangsläufig nur 

durch einen Geschoßbau. verwirklichen... Die. Auf.z.onung· lällt Sich städte-

baulich auch durch ein Anknüpfen an· .die Geschoßbauten westlich der 

Gottlieb-Olpp-Straße rechtfertigen.. Aus dies.em. Grund. ist die stra:-, 

- ßennahe Bauzelle auf dem KJinikgärtnere:ige1ände für einen. Ge~.choßbau. 

von 2. Vollgeschossen vorgesehen, wobei talseitig durc;fu. ein unfergescho-

benes Garagengeschoß 3 Geschosse- in' Ersche.i.nnng treten .. Die beiden 

talseitig' folgenden Bauzeilen sind für eine 3-geschossige Bebauung (3 
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Wohnebenen) vorgesehen. Talseitig' erscheint zusätzlich. ein G~enge-' 

. schoß. Damit wird die "Belastung" durch e~ne höhere, BebaullIlg nicht an. 

den Rand, geschoben, sondern auf dem.eigenen Gr.undstück verkraftet. 

Der seitliche Apschluß der neuen Gebällde ge~chieht. an die vorhandene 

Bebauung, um damit keine Gartenzone-.n. zu belasten. 

6. ART DER BAULICHEN' NUTZUNG 

Im Planbereich. sind derzeit nur 'Wohnungen' vorhanden'... Dies.e- Nutzung 

ist auch, für. die geplante Nutzung beahsichtigt" 

Für den gesam:ten P1anbereich wird ttallgememes Wohngebiet'" (WA) fest-' 

gesetzt. Dabei. soU jedoch nicht das gesamte·, relativ breite S:(.Jektrum, an, . 

. Nutzungen" die danach mqglich w~ren-)- zugelassen we:rden ... Unter dem. 
. ' 

Gesichtspunkt der möglichen Beeintr~chtit,O"Ungen der Wolmnn1:2nng-wur--

den bestimmte _Nutzungen ausgeschlossen .(Siehe textliche· Fesis-et~ungen). 

Räume für freiberuflich Tätige (Arzt., Rechtsanwalt." usw.) .-und solche 

Gewerbetreibende" die ihren Beruf in ähnlicher Art, ausünen, 'sind gene-' 

reU ' zulässig . 

-Weiterhin bleiben nicht störende Handwerksbetrlebe zuläsaig sowie Anla-

gen für kirchliche, kulturelle J soziale und geme:!indliche Z"'Wecke S'owie 

Verw~tungen. Dies :iJr dem Sinne, daß wohnnahe., emissIonsarn::te. A:rbeits.-
, , 

plätze inn:e.rhalb eines Wohngebietes durchaus erwünscht sind. 

7 • SOZIALER WOHNUNG'SRAU 

8. 

Für das Flurstück 1271 (die. ehemalige Klinikgärtnerei) ~d festgesetzt,. 

daß hier nur 'Wohngebäude, die mit Mitteln des sozialen Wobnnngsbauea 

gefördert werden. können, emcht9:t: werden dürfen., Andere Nutzungen.,.. 

die als Ausnahmen, zugelass.en werden können, bleiben ~ervon unbe-

rührt,'.' Mit der getroffenen Festsetzung' kann ein. sozial.e.r Wohnungsb~ 

jedoch nicht erz.wungen werden. 

MASS DER, B'AULlCHEN' NUTZIJ:NG 

Die vorhandene, Wobnbebauung wird planungsrech.tlich abgesichert... Bei 

der' Schaffung z.usätzlichEH~ Baumöglichkeiten auf sogenannten Einfamilieil:.-

haus grundstücken. wird die umgebende. Kubatur und_ Höhenentwicklung 

beibehalten (talseit;:ig' zwei Geschosse mit ausbaubarem Dachge:schoß). Um' 

-
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in diesen Bereich die bisherig~ Famllienstruktllr beizubehalten und um 

ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch zu intensive. Nutzung~ zu vermei-

den, wird die Zahl der ,Wohnungen pro Gebäude begrenzt .. 

Da in der Hanglage des. gesamten Baugebletes die alleinige Festlegung 

der Geschoßzahl zu wenig aussagekräftig ~t, .wird spezifizieI!t für den 

gesamten Planbereich. die talseitige ~nd. bergseitige Tmnfhöhe als maximal 

zulässige Gebäudehöhe festgese.tz,t .. 

Durch die Grundflächenzahl mit relativ einengenden Baustre1fen.. wird die 

potentielle Bebauung weiterhin begrenzt und festgelegt. 

9. VERKEHRSERSCHLIESSD.NG' 

Fahrverkehr 

Eine Erschließung. der ausgewiesenen Baumöglichkeiten kann sinnvoller-

weise nur von d.er Gottlieb-Olpp-Straße e~olgen. .. 

Die öffentliche Erschließungsstraße A soll als nMischbereichn (Fußgän.ger-

und Kf.z-Verkehr auf gemeinsamer Fläche) in Form einer Stichstraße er-

folgen. Die Länge des Stiches. (rd .. 110 m) und das starke Gefälle erd. 

11,8 %) bedingt, daß als Abschluß eine auch für Müllautos ausreichend 

dimensionierte Wendeplatte, angelegt wird ... 

Die von der Stichstraße abgehenden Wohnwege sind nur. für die Zufahrt. 

zu den notwendigen Stellplätzen bzw·. Garagen. vorgesehen.". nicht f.ür 

Ver- und Entsorgungsfahrzeuge (Öl, Müll) .. 

Um die zusätzlich zu erschließenden., in. zweiter Bauzeile liegenden priva.-

ten Baugrundstü.cke ausreichend verkehrsmäßig anz.ubinden, wird von 

der Planstraße A ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht nach Süden festge-

setzt. 

Um das Gefälle der Straße A zu reduzieren, wird die Wendeplatte ca. 1,5-
- 2 m über das vorhandene Gelände gehoben .. Damit ist ein Niveauunter-

schied zu den südlich angren.zenden. Grunds.tücken. unvermeidbar. .. 
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Ruhender Verkehr 

Die erforderlichen Stellplätz'e müsseIJ. gesch~en werden. Für Flurstü.Ck 

1272. wird· die Plazierung'-, der StellplätzeJ Carports fes~esetzt.. Garagen· 

müssen in der üb,erbaubaren Fläche. hergestellt werden (nur ~lst. 1272). 

Sie sollen haIigseitig im Untergeschaß liegen __ Öffentliche_ Parkplätze wer-

den nicht v~rgesehen. 

ÖPNV 

Der Anschluß an den ÖPNV ist über die HIrn Schänblickll verkehrende 

Buslinie gegeben.. Zur Haltestelle betr.ägt die. Entfernung rd. 250 ßto, 

10. GESTALTUNG 

Die rela:tiv komprimierte Bebauung süll durch eine. gewisse. Einbeltlichke:it: 

in - der Gestaltung "zusammengehalten:' werq.en... Dies gilt' schwerpunktmä-
I . 

ßig für Dachneigung und. Dachfarb~ .. Zur effektiven Nutzung des Dach-

raumes sind Dachaufbanten. und -einschnitte gestattet .. 

11. GRÜNPLANUNG 

Die Freianlagen des Geschoßwohnungsbaus sollten nach Möglichkeit den 

Mietern zur Verfügung gestellt werden. 

Der nach Landesbauordnung erforderliche, private Kleinkinderspielplatz. 

für den GesGhoßwohnu;ngsbau wir~ im l?ebaulmgsplan nicht fixiert, da 

dieser abhängig ist von der' konkreten Freiraumgestaltung . Der' Spielplatz ' 

sollte auf jeden Fall zentral für die- Würnianlage-angelegt werden und im 
, . 

Freiflächengestaltungsplan nachge.wiesen. werden .. 

Weitere Kinderspiel- und Aufenthalts·bereiche-sollen auf den internen Er-

_sc~eß;ungsstraßen entstehen .. 

Für den Bereich des Geschoßwohnungs.baues werden. Pfl:anZgebote 'für 

Einzelbäume festgelegt.,· um hierdll.:rch. eine Mini:mieru:ng-.. der nachteiligen 

Folgen der Bebauung zu e.rreichen,,, 

Besonders: wertvolle und alterungsfählge Bäume sollten. nachhalti:g erhal-

ten bleiben A Es werq.en deshalb. ~t Pflan.zerhaltnngsgebot belegt: 

6 große .WaJnuß,bäume und 1. Hainbuche .. 
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Den jeweiligen Baugesuchen sollte ein Freifläch~ngestaltungsplan beige-

fügt werden. 

12. AUSSAGEN 'ZUR EINGRIFFSRE.GELUNn 

Den Zielsetz.ungen des Gesetzes (§ 8 a - c BNatSchG) Eingriffe zu. ver-

meiden, deren nachteilige Auswirkungen. durch lands:chaftsj;lflegerisch.e 

Maßnahmen zu minimieren, känn. in dem. vorliegenden. Planber.eich in nicht. 

ausreichendem Maße nachgekoD:unen. werden", Mit der beabsichtigten Inan-

spruchnahme von Flächen durch Bauwerke, Straßen und oberirdisch an-· 

gelegten Stellplätzen verbleibt auf ca.~ 2J3 de~ Ges~tfläche: wenig Raum. 

für hochwertige Landschaftselemente:. 

Mit den· vorgenommenen Pflanz.- und Entsiegelungsgeboteir. (inshesondere. 

bei Stellplätzen) VlUrd~n viele für dieses städtebauliche ·'Konzept. möglic:b:e: 

Maßnabmen z.ur Minimierung von Ein~en wahrgenommen ... 

Daß trotz, dieser Minimierung des Eingriffs kem ausreichender-.. Ausgleich. 

hergestellt werden kann,. wird im Interesse überwiegender öffentlicher' 

Belange hingenommen: Die Nutzung der vorhandenen Baulücken für eine· 

verdichtete Wohnbebauung ist notwendig, um dem dringenden Wohnbedarf 

der Bevölkerung nachzukommen. Dabei muß festgest~llt werden., daß hier 

durch den Bebauungsplan. die Möglichkeit geschaffen. wird, auf ·einem 

landeseigenen.. Grundstück, das 'bisher gärtneris-ch genutz.t wurde,. ver-

dichteten Wohnungsbau zu erstellen, der die Chance zu preiswerterem 

Wohnraum eröffnet.. Die' Anwendung der' Leitidee \Tlnnenentwi:cklung-vor-

Außenentwlcklunglf stellt hier einen wirksamen Beitrag' z.ur Nutz.ung vor-

h~ndener Infrastrukturen und zur Vermeidung von Eingriffen in Stadt-

randbereiche dar, was in gesamtstädtischem. Interesse-ist .. 

13.. WÄRMEVERSOR.GlJNG 

Eine Gasversorgung ist tür den Planbereich möglich - und. sinnvoll.. Die. 

neu geplante Be.bauung" umfaß.t nicht so viele Wohnungen,. daß" der An-

schluß an eme zentrale FernwärmeversQr~ng wirtschaftlich wä:ee .. Ob für 

die Gebäude. innerhalb des landesetgenen. Grun.dstückes eine zenträIe· 

Heizanlage zweckmäßig ist: ~ bedarf einer apäteren. Klärung .. 
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14. BODENORDNUNG 

Das landeseigene GrundstüCk mit . de~' sch~eypunktmäßigen Bebauung ist .. 

ohlie weit~re Bodenordnung erschll.eßbar und bebaubar .. Die angrenzen-
. . 

den Grundstücke (Flst .. 1273~ 1275)1, 12'74, 1271Jl, 1271J2) werden tei1~ 

weise über die, zukünftig, öffentlicheIL Weg-J Straßenflächen auf Flst. 12.72-

erschlossen! teilweise werden die Grunds.tück·e ü~er Geh - , ~ahr- und 

Leitungsrechte erschloss'en. Auf 'eine öffentliche. Erschließlnig der Bau-' 

möglichkeiten:in zweiter Bauze:i1e wird. bewußt ve~zichtet. 

15. KOSTEN 

Für die Straßenbaukosten einschließlich 'Entwässerung werden. nach. übe:r.-

schlägige'r Ermittlung rd. '0,5 :Mi .• DM veransch.lag:t. 

1 ft, ZEITLICHER ABLAUF 

Nach Rechtskraft. des. Bebauungsplanes. soll mit .den Erscb:ließlingsarpeiten. 
. . 

für· das ehemalige, Kl.inik.gä.rtnereigelände· begonnen 'wer.den. und. danach. 

die Be ballung erfolgen . 

.... . 


